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Neue Wege flr die berufliche Vorsorge:

Neues BVG

Sehr geehrte Damen und Herren

Der ASIP hat sich vertieft mit der Frage befasst, wie der Regulierungsflut in der beruf-
lichen Vorsorge zu begegnen ist. Er ist der Auffassung, dass nur mit einer Neuformu-
lierung des BVG zeitgeméasse Rahmenbedingungen geschaffen, das Verstandnis fur
die berufliche Vorsorge erhdht, Entscheidungsspielrdume zu Gunsten der Versicher-
ten gewonnen und die Fuhrungsverantwortung gestarkt werden kénnen. Wir haben zu

diesem Zweck einen Gesetzesentwurf mit den massgebenden Eckwerten erarbeitet.
Mit freundlichen Griissen

ASIP

Schweizerischer Pensionskassenverband

Hans Ender Hanspeter Konrad

Prasident Direktor
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Neues BVG

Inhalt, Zweck und Anwendungsbereich des Gesetzes
Dieses Gesetz regelt die berufliche Vorsorge in Ausfiihrung von Art. 113 der Bundesverfassung.
Es enthélt Mindestanforderungen an den Vorsorgeschutz der Arbeitnehmenden.

Es ist den Vorsorgeeinrichtungen freigestellt, im Rahmen der Sozialpartnerschaft weitergehende Leistungen vor-
zusehen. Dabei sind die aus steuerrechtlicher Sicht erforderlichen Maxima einzuhalten.

Das Gesetz kann nach dem Beitrags-, dem Leistungsprimat oder Gber Mischformen/Kombinationen umgesetzt
werden.

Das Gesetz ist nicht anwendbar auf Wohlfahrtsfonds, die keine reglementarischen Leistungsanspriiche gewahren
und ausschliesslich vom Arbeitgeber finanziert sind.

1. Teil: Struktur der beruflichen Vorsorge
Art. 1 Struktur
Die berufliche Vorsorge wird durch folgende Elemente bestimmt:

Vorsorgeeinrichtungen
Fuhrungsorgan
Vorsorgeplan
Kontrolle

Aufsicht

Oberaufsicht

~ooo0oe

Art. 2 Tréger der Vorsorge

Rechtstrager der Vorsorge kénnen nur im Handelsregister eingetragene Vorsorgeeinrichtungen mit eigener
Rechtspersonlichkeit sein.

In einem Anhang zum Gesetz sind zu regeln:

Art der Risikotragung

Spezielle Institutionen: Auffangeinrichtung / Sicherheitsfonds

Art. 3 Versicherungspflicht

Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, fir seine Arbeitnehmenden die betriebliche Alters-, Hinterlassenen- und Invali-
denvorsorge zu verwirklichen, sofern diese Arbeithehmenden nach diesem Gesetz beitragspflichtig sind. Zu die-
sem Zweck hat er seine Arbeitnehmenden bei einer Vorsorgeeinrichtung nach Massgabe dieses Gesetzes zu
versichern.

Art. 4 Uberobligatorische Leistungen

" Die Vorsorgeeinrichtungen sind in der reglementarischen Gestaltung der Leistungen, die Gber die Minimalanfor-
derungen dieses Gesetzes hinausgehen, und deren Finanzierung frei.



“ Auf Vorsorgeeinrichtungen, die ausschliesslich Arbeitnehmer versichern, die fiir die Mindestleistungen in einer
anderen Vorsorgeeinrichtung versichert sind, sind die Art. 6 Abs.4, 9-14 und 16-17 nicht anwendbar.

Art. 5 Zulassung einer Vorsorgeeinrichtung
" Die Grundung einer neuen Vorsorgeeinrichtung erfordert die Zulassung durch die Aufsichtsbehdrde gem. Art. 28.

* Der Aufsichtsbehdrde sind folgende Unterlagen einzureichen:
- Angaben tiber den/die Grinder
- Angaben (ber die Organisation
- Entwurf von Urkunde und Reglementen
- Erklarung des Experten flr berufliche Vorsorge.

* Der Experte fiir die berufliche Vorsorge bestatigt, dass der Reglementsentwurf den bundesrechtlichen Anforde-
rungen entspricht.

* Bei Vorsorgeeinrichtungen, die nicht mit einem Arbeitgeber verbunden sind, muss zusatzlich ein Geschéftsplan
und ein Anfangsvermdgen vorhanden sein. Dieses ist hinreichend, wenn es die in der Startphase zu erwartenden
Verwaltungs-, Organisations- und Betriebskosten deckt. Sofern keine volle Riickdeckung vorliegt, welche vertrag-
lich auf mindestens 5 Jahre festgelegt ist, muss zugunsten der Vorsorgeeinrichtung eine unwiderrufliche und ab-
tretbare Garantie in der Héhe von mindestens CHF 500'000 vorliegen. Die Oberaufsicht kann den Betrag auf ma-
ximal CHF 1 Mio. erhéhen.

2. Teil: Fiihrung
Art. 6 Fihrungsorgan

" Das Flhrungsorgan nimmt die Gesamtfihrung und -verantwortung der Vorsorgeeinrichtung wahr, sorgt fiir die
Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben, bestimmt die strategischen Ziele und Grundsdtze der Vorsorgeeinrichtung
sowie die Mittel zu deren Erfiillung. Es legt die Organisation der Vorsorgeeinrichtung fest, sorgt fir die finanzielle
Stabilitat der Vorsorgeeinrichtung und tiberwacht die Téatigkeit der Geschaftsfiihrung.

* Das Flhrungsorgan hat insbesondere die Entscheidungsverantwortung beziglich folgender Bereiche:

Organisation

Finanzierungssystem und Leistungsplane (Erlass/Anderung von Reglementen)

Wahl des Risikotrégers

Ziele und Grundsétze der Vermdgensanlage und Uberwachung des Anlageprozesses

Regelung von Interessenkonflikten und Loyalitat

Wahl der massgebenden technischen Grundlagen

Aus- und Weiterbildung seiner Mitglieder

Art und Weise der Information der Versicherten

Finanzielles Gleichgewicht des Anlagevermdgens mit den Verpflichtungen der Vorsorgeeinrichtung (Risiko-
management)

—Tse@mooooTw

* Das Fiihrungsorgan kann die Vorbereitung und die Ausfiihrung seiner Beschliisse oder die Uberwachung von
Geschaften Ausschiissen, einzelnen Mitgliedern, weiteren Fachpersonen oder einer Geschéftsfiihrung zuweisen.

* Das Fuhrungsorgan ist paritatisch aus Vertretern der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zusammenzusetzen.
Art. 7 Finanzielles Gleichgewicht und Vermogensverwaltung

" Die Verpflichtungen der Vorsorgeeinrichtungen missen durch Vorsorgevermdgen gedeckt sein (Grundsatz der
Kapitaldeckung).



> Die Vorsorgeeinrichtungen verwalten ihr Vermogen so, dass die Sicherheit der Erfiillung der Vorsorgezwecke
und ein ausreichender Ertrag der Anlagen, eine angemessene Verteilung der Risiken sowie die Deckung des vor-
aussehbaren Bedarfs an flissigen Mitteln gewéhrleistet sind. Die Vermdgensanlage wird in Wirdigung der gesam-
ten Aktiven und Passiven nach Massgabe der finanziellen Lage sowie der Struktur und der zu erwartenden Ent-
wicklung des Versichertenbestandes bestimmt. Die Anlagegrundsétze sind in einem Reglement festzuhalten.

Art. 8 Information
Die Versicherten sind mindestens jahrlich in geeigneter Form tiber

- Verdnderungen des Finanzierungs-/ Leistungsplanes

- Fdhrungsstrukturen

- den Verlauf der Geschéftstatigkeiten

- die Jahresrechnung, bestehend aus Bilanz, Betriebsrechnung und Anhang
- die Vermogensanlage sowie den Kapitalertrag

- die Verwaltungskosten

- den Stand ihrer Altersguthabens sowie ihrer Leistungsanspriiche

Zu informieren.

3. Teil: Vorsorgeplan
Art. 9 Versicherter Personenkreis

Der obligatorischen Versicherung sind unterstellt:
a. Arbeitnehmer, die voraussichtlich dauernd in der Schweiz erwerbstatig sind und deren Arbeitgeber AHV-
beitragspflichtig ist.
. Arbeitnehmer, welche im Sinne der IV keine volle Invalidenrente beziehen.
c. Beziiger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung flir die Risiken Invaliditat und Tod.

Art. 10 Versicherungsbeginn

Am 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres des Arbeitnehmers

Die Versicherung beginnt an dem Tag, an dem der Arbeitnehmer aufgrund der Anstellung die Arbeit antritt
oder hétte antreten sollen.

o

Art. 11 Massgebender Jahreslohn

a. Der massgebende Jahreslohn entspricht dem AHV-Lohn bis héchstens dem 3-fachen Betrag der maximalen
AHV Altersrente.

b. Versichert ist ein AHV-Lohn, der mindestens der minimalen jahrlichen AHV Altersrente entspricht (Eintritts-
schwelle).

c. Bei Berufen, in denen der Beschéftigungsgrad oder die Einkommenshdhe stark schwanken, kann der mass-
gebende Jahreslohn pauschal nach dem Durchschnittslohn der jeweiligen Berufsgruppe festgesetzt werden.

d. Dauert das Arbeitsverhéltnis nur einen Bruchteil des Jahres, so gilt als massgebender Jahreslohn der auf das
ganze Jahr umgerechnete Lohn.

Art. 12 Altersleistungen

- Leistungsanspruch
a. Der Anspruch auf Altersleistungen entsteht mit der Beendigung der Erwerbstétigkeit.
b. Die Vorsorgeeinrichtungen kénnen den Anspruch auf Altersleistungen friihestens ab Vollendung des 55. Al-
tersjahres und spatestens ab Vollendung des 70. Altersjahres gewéhren.

5 Altersguthaben )
a. Ab 1. Januar nach Uberschreitung des 24. Altersjahres des Versicherten wird bis zur Entstehung des An-
spruchs auf Altersleistungen ein Altersguthaben gespart.



b.
C.

d.

e.

Die jahrliche Gutschrift betrégt pro Versicherten 8% des massgebenden Lohnes.

Zum Altersguthaben gehdéren die Eintrittsleistungen und allféllige Einmaleinlagen zur Erhéhung der Alters-
leistungen.

Dem gesparten Altersguthaben wird jahrlich per 31.12. der erzielte Uberschuss geméss Art. 19 Abs.3 gutge-
schrieben.

Negative Gutschriften sind ausgeschlossen.

* Altersrente

a.

b.

C.

d.

Die Altersrente wird in Prozenten des Altersguthabens berechnet, das der Versicherte bei der Entstehung
des Anspruchs angespart hat.

Der fiir die Umwandlung massgebende Prozentsatz ergibt sich aus den vom Pensionsversicherungsexper-
ten angewandten statistischen Rechnungsgrundlagen (Lebenserwartung).

Zusatzlich zur Altersrente ist jahrlich per 31.12. der entsprechende Anteil am erzielten Uberschuss gemass
Art. 19 Abs.3 auszuschditten.

Negative Gutschriften sind ausgeschlossen.

Art. 13 Invalidenleistungen

- Leistungsanspruch
Anspruch auf Invalidenleistungen haben Versicherte, die im Sinne der IV zu mindestens 40% invalid sind.

> Beginn und Ende des Anspruchs

a.
b.

C.

Fur den Beginn des Anspruchs gelten die Bestimmungen des IVG.

Die Vorsorgeeinrichtung kann reglementarisch den Anspruch fiir die Dauer von Lohnfortzahlungen von min-
destens 80% aufschieben.

Der Anspruch erlischt bei Wegfall der Invaliditét, bei der Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen oder
mit dem Tode.

* Hohe der Rente

a.
b.

C.

d.

Die volle Invalidenrente betrégt 20% des massgebenden Jahreslohnes.

Das vorhandene Altersguthaben wird mit einer zusétzlichen Gutschrift von 8% des unmittelbar vor Eintritt der
Invaliditat massgebenden Lohnes fortgeschrieben.

Versicherte, denen eine Invalidenrente zusteht, haben fiir jedes Kind Anspruch auf eine Kinderrente von 4%
des massgebenden Lohnes solange das Kind das 18. Altersjahr nicht tiberschritten hat.

Bei Teilinvaliditat werden, wie bei der IV, Teilrenten in Abh&ngigkeit des Invaliditdtsgrades gewahrt.

Art. 14 Hinterlassenenleistungen

- Leistungsanspruch
Ein Anspruch auf Hinterlassenenleistungen besteht nur, wenn der Verstorbene:

a.
b.

im Zeitpunkt des Todes versichert war;
von der Vorsorgeeinrichtung im Zeitpunkt des Todes eine Alters- oder Invalidenrente erhielt.

> Begunstigte
a. Uberlebender Ehegatte oder eingetragener Partner
b. Waisen und Pflegekinder, sofern der Verstorbene fiir deren Unterhalt aufzukommen hatte

> Beginn und Ende des Anspruchs

a.

b.

C.

Der Anspruch auf Hinterlassenenleistungen entsteht mit dem Tod des Versicherten, friihestens jedoch mit
Beendigung der vollen Lohnfortzahlung;

Der Anspruch des (berlebenden Ehegatten oder Partners erlischt mit der Aufnahme einer neuen Lebens-
gemeinschaft oder mit dem Tod.

Flr Waisen erlischt der Anspruch bei Vollendung des 18. Altersjahres oder mit dem vorherigen Tod.



4. .. . .
Hohe der Hinterlassenenleistungen

a. Vor Entstehung eines Anspruchs auf Altersleistungen wird dem Uberlebenden Ehegatten oder Partner eine
Hinterlassenenrente von 12% des massgebenden Lohnes und fiir jede Waise eine Waisenrente von 4% des
massgebenden Lohnes gewéhrt.

bh. Bezieht der Versicherte eine Altersrente, betragen die Hinterlassenenrente 60% und die Waisenrente 20%
der Altersrente.

Art. 15 Freiziigigkeit

- Austrittsleistung

a. Scheidet ein Versicherter aus einem anderen Grund als wegen Alter, Invaliditat oder Tod aus der Vorsorge-
einrichtung aus, so hat er Anspruch auf das gesparte Altersguthaben.

h. Die Austrittsleistung ist spatestens 30 Tage nach Austritt mit Berechnungsausweis auf die Vorsorgeeinrich-
tung des neuen Arbeitgebers zu Ubertragen.

c. Findet kein Wechsel zu einem neuen Arbeitgeber statt, kann die Vorsorgeeinrichtung nach reglementarisch
festgelegten Bedingungen das Altersguthaben weiterfilhren oder im Einvernehmen mit dem Versicherten auf
ein Freiziigigkeitskonto oder eine Freizugigkeitspolice ibertragen

5 Eintrittsleistung

a. Beim Eintritt hat der Versicherte die Austrittsleistung der vorherigen Vorsorgeeinrichtung vollumfanglich in
die neue Vorsorgeeinrichtung einzubringen.

* Weitere Verwendung der Freizugigkeitsleistung

a. Im Falle einer Ehescheidung wird die Freizligigkeitsleistung gemass Gerichtsurteil auf die geschiedenen
Ehegatten aufgeteilt
b. Betrége unter einer monatlichen minimalen AHV-Altersrente kénnen bar ausbezahlt werden.

Art. 16 Form der Leistungen

a.
b.
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Alters-, Invaliden- und Hinterlassenenleistungen werden in der Regel als Rente aushezahlt.

Die Vorsorgeeinrichtung kann den Versicherten das Recht geben, die Leistung ganz oder teilweise in Kapital-
form zu beziehen. Hiezu ist die rechtsgiiltige Unterschrift des Ehegatten oder Partners erforderlich.
Geringfligige Renten von weniger als 10% der minimalen AHV-Altersrente werden in Kapitalform bar ausbe-
zahlt.

Teil: Finanzierung

Art. 17 Finanzierung

a.

b.

e o

Fir die Risikoleistungen Invaliditét und Tod sind bis zur Entstehung des Anspruchs auf Altersleistungen Risi-
kobeitrdge zu entrichten, die zur Finanzierung der obligatorischen Mindestleistungen geniigen.

Zur Bildung des Altersguthabens werden Beitrdge erhoben, die mindestens 8% des massgebenden Jahres-
lohnes entsprechen.

Die Verwaltungskosten sind geméss Reglement der Vorsorgeeinrichtung zu erbringen.

Der Arbeitgeber hat mindestens 50% der Aufwendungen a) bis ¢) aufzubringen.

Die Beitrage der Versicherten werden bei der Lohnzahlung zuriickbehalten. Sie sind zusammen mit den Bei-
tragen des Arbeitgebers spétestens auf das Ende des jeweiligen Kalenderquartals der Vorsorgeeinrichtung zu
vergUten.

Art. 18 Einkauf

Der Einkauf von Leistungen ist bis zur Hohe der reglementarisch maximal mdglichen Leistungen der Vorsor-
geeinrichtung erlaubt.

Aus dem Einkauf resultierende Leistungen durfen innerhalb der n&chsten 3 Jahre nicht in Kapitalform bezogen
werden.

Wiedereinkaufe sind bei einer Leistungsverminderung infolge Scheidung méglich.



Art. 19 Jahresrechnung

" Die Jahresrechnung besteht aus der Bilanz, der Betriebsrechnung und dem Anhang. Es muss aus ihr die tat-
sdchliche finanzielle Lage der Vorsorgeeinrichtung ersichtlich sein.

* Der Detaillierungsgrad hat den Informationsbedirfnissen der Versicherten und der Komplexitat der Vorsorgeein-
richtung Rechnung zu tragen.

* Die Vorsorgeeinrichtung regelt die anzustrebenden Riickstellungen und Reserven. Ein Uberschuss der Jahres-
rechnung liegt nur vor, wenn die Zielgréssen fir Riickstellungen und Reserven erreicht sind.

Art. 20 Sanierung

" Weist eine Vorsorgeeinrichtung ein versicherungstechnisches Defizit von mehr als 10% ihres Vorsorgekapitals
aus, so ist dieses in angemessener Frist zu beheben. Dazu arbeitet die Vorsorgeeinrichtung einen Sanierungsplan
aus und legt ihn der Aufsichtsbehorde zur Genehmigung vor.

> Die Sanierung muss unter Beriicksichtigung des Gleichbehandlungsgrundsatzes durchgefiinrt werden.

Art. 21 Teilliquidation

" Bei einer erheblichen Verminderung der Versichertenzahl hat die Vorsorgeeinrichtung eine Teilliquidation vorzu-
nehmen. Das Flihrungsorgan hat mindestens festzulegen:

- Voraussetzungen der erheblichen Verminderung der Versichertenzahl
- Art und Weise der Information der Versicherten

> Die Teilliquidation muss nach fachlich anerkannten Grundséatzen durchgefihrt werden. Das Fiihrungsorgan hat
auf den Stichtag der Teilliquidation bezogen einen Verteilungsplan basierend auf einer aktuellen Rechnungslegung
zu erstellen.

* Die Aufsichtsbehrde hat den Verteilplan zu genehmigen.

Art. 22 Gesamtliquidation

Bei der Aufhebung von Vorsorgeeinrichtungen hat die Aufsichtshehdrde die Voraussetzungen und den Vertei-
lungsplan zu genehmigen sowie die Liquidation zu verfligen.

5. Teil: Kontrolle

Art. 23 Revisionsstelle

- Voraussetzung fur die Tatigkeit als Revisionsstelle ist die Zulassung gemass Revisionsaufsichtsgesetz.

> Die Revisionsstelle bestatigt ihre Unabhéngigkeit gegeniiber der Vorsorgeeinrichtung und legt allfallige Interes-
senkonflikte offen.

Art. 24 Experte fur berufliche Vorsorge

" Als Experte tétig sein kann, wer im Namensverzeichnis der Experten fir berufliche Vorsorge des Bundesamtes
fur Sozialversicherung aufgefiihrt ist.

* Der Experte bestatigt seine Unabhangigkeit gegeniiber der Vorsorgeeinrichtung und legt allféllige Interessenkon-
flikte offen. Er darf inshesondere gegeniber Personen, die fur die Geschéftsfiihrung oder Verwaltung der Vorsor-
geeinrichtung verantwortlich sind, nicht weisungsgebunden sein.



Art. 25 Pflichten

1 Die Vorsorgeeinrichtungen haben ihre Geschéftsfihrung, das Rechnungswesen und die Vermdgensanlagen
jahrlich durch eine von ihnen unabhéngige und anerkannte Revisionsstelle priifen zu lassen. Der Revisionsstelle
sind alle Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen vorzulegen, die fir eine sachgemésse Priifung notwendig sind.

2 Die Vorsorgeeinrichtung hat durch einen anerkannten Experten mindestens alle drei Jahre Gberprifen zu lassen,
ob die Vorsorgeeinrichtung Sicherheit daftir bietet, dass sie ihre Verpflichtungen erfillen kann und die reglementa-
rischen versicherungstechnischen Bestimmungen (ber die Leistungen und die Finanzierung den gesetzlichen
Vorschriften entsprechen.

6. Teil: Fachrichtlinien

Art. 26 Fachrichtlinien

Von den Fachorganisationen erarbeitete Fachrichtlinien kénnen durch die Oberaufsicht verbindlich erklért werden.

7. Teil: Aufsicht
Art. 27 Grundsatz

Die Aufsicht tUber die Vorsorgeeinrichtungen obliegt regional organisierten Aufsichtsbehdrden und der zentralen
Oberaufsicht.

Art. 28 Regionale Aufsicht

" Es werden Aufsichtsregionen gebildet. Die regionalen Aufsichtsbehdérden miissen in rechtlicher, finanzieller und
administrativer Hinsicht unabh&ngig sein.

* Sie iiberwachen, ob die reglementarischen Bestimmungen mit den gesetzlichen Vorschriften (bereinstimmen.
Sie prifen, ob die Zulassungsvoraussetzungen erflllt sind (Art. 5).

* Sie verlangen im Rahmen der jahrlichen Berichterstattung von den zugelassenen Vorsorgeeinrichtungen:

- Bericht Uber das Geschéftsjahr
- Bericht der Revisionsstelle und des Pensionskassenexperten

Art. 29 Oberaufsicht

Die Oberaufsicht wird von einer verwaltungsunabhéngigen, vom Bundesrat bestimmten Organisation ausgetibt. Sie
unterliegt in ihren Entscheiden keinen Weisungen des Bundesrats oder eines seiner Departemente.

Die Oberaufsicht hat folgende Aufgaben wahrzunehmen:

- Verbindlicherklarung der von den Fachorganisationen erlassenen Fachrichtlinien
- Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwendung

Art. 30 Aufsichtsmittel

Y zur Erfullung ihrer Aufgaben stiitzen sich die Aufsichtshehdrden auf die Berichte der Experten und Revisionsstel-
len und priifen, ob diese schliissig sind.



* Sie konnen zur Behebung von Méngeln

a. vom Fuhrungsorgan der Vorsorgeeinrichtung, vom Experten flir berufliche Vorsorge oder von der Revisions-
stelle jederzeit Auskunft oder die Herausgabe sachdienlicher Unterlagen verlangen.

b. im Einzelfall dem Flhrungsorgan, der Revisionsstelle oder dem Experten flir berufliche Vorsorge Weisungen
erteilen.

c. Gutachten und Expertisen anordnen.

d. Entscheide des Flihrungsorgans einer Vorsorgeeinrichtung aufheben.

e. Ersatzvornahmen anordnen.

f. das Fuhrungsorgan der Vorsorgeeinrichtung oder einzelne seiner Mitglieder ermahnen, verwarnen oder ab-
berufen.

g. eine amtliche Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung oder der Einrichtung, die nach ihrem Zweck der berufli-
chen Vorsorge dient, anordnen.

h. eine Revisionsstelle oder einen Experten fir berufliche Vorsorge im Einvernehmen mit den zusténdigen
Fachorganisationen ernennen oder abberufen.

i. Ordnungswidrigkeiten nach Artikel 34 ahnden oder ein Strafverfahren nach den Artikeln 31 und 32 einleiten.

8. Teil Verantwortlichkeit
Art. 31 Verantwortlichkeit

" Alle mit der Verwaltung, Geschaftsfiihrung oder Kontrolle der Vorsorgeeinrichtung betrauten Personen sind flir
den Schaden verantwortlich, den sie ihr absichtlich oder fahrlassig zufligen. Der Anspruch auf Schadenersatz
gegen die nach den vorstehenden Bestimmungen verantwortlichen Organe verjahrt in fiinf Jahren von dem Tage
an, an dem der Geschadigte Kenntnis vom Schaden und von der Person des Ersatzpflichtigen erlangt hat, auf
jeden Fall aber in zehn Jahren, vom Tag der sch&digenden Handlungen an gerechnet.

* Wer als Organ einer Vorsorgeeinrichtung schadenersatzpflichtig wird, hat die (ibrigen regresspflichtigen Organe
zu informieren. Die fiinfijhrige Verjahrungsfrist fir die Geltendmachung von Regressanspriichen nach diesem
Absatz beginnt mit dem Zeitpunkt der Leistung von Schadenersatz.

9. Teil: Rechtspflege und Strafbestimmungen

Art. 32 Streitigkeiten und Verantwortlichkeitsanspriiche

" Jeder Kanton bezeichnet ein Gericht, das als letzte kantonale Instanz iiber Streitigkeiten zwischen Vorsorgeein-
richtungen, Arbeitgebern und Anspruchsberechtigten entscheidet. Dieses Gericht entscheidet auch (iber Verant-

wortlichkeitsanspriiche nach Artikel 31.

* Die Kantone sehen ein einfaches, rasches und in der Regel kostenloses Verfahren vor; der Richter stellt den
Sachverhalt von Amtes wegen fest.

* Gerichtsstand ist der schweizerische Sitz oder Wohnsitz des Beklagten oder der Ort des Betriebes, bei dem der
Versicherte angestellt wurde.

Art. 33 Beschwerde

Die Verfligungen der Aufsichtsbehérden kénnen mit Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht angefochten
werden.

Art. 34 Ubertretungen wie bisher
Art. 35 Vergehen wie bisher
Art. 36 Verfahren wie bisher
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Art. 37 Ordnungswidrigkeiten wie bisher

10. Teil Besondere Bestimmungen
Art. 38 Schweigepflicht

“ Fiir die Vorsorgeeinrichtung tatige Personen unterliegen bezuglich der personlichen und finanziellen Verhéltnis-
se der Arbeitgeber, der Versicherten und weiterer Anspruchsberechtigter der Schweigepflicht.

: Ausgenommen sind, sofern kein iberwiegendes Privatinteresse entgegensteht, gesetzliche Auskunftspflichten
sowie eine gesetzlich vorgesehene Datenweitergabe an eine andere Sozialversicherungsinstitution.

Art. 39 Abtretung / Pfandung und Verrechnung
" Der Leistungsanspruch kann vor Félligkeit weder verpfandet noch abgetreten werden.

* Der Leistungsanspruch darf mit Forderungen, die der Arbeitgeber der Vorsorgeeinrichtung abgetreten hat, nur
verrechnet werden, wenn sie sich auf Beitrdge beziehen, die nicht vom Lohn abgezogen worden sind.

> Rechtsgeschafte, die diesen Bestimmungen widersprechen, sind nichtig.
Art. 40 Verjahrung

- Leistungsanspriiche verjahren nicht, sofern der Versicherte im Zeitpunkt des Vorsorgefalles die Vorsorgeeinrich-
tung nicht verlassen hat.

> Forderungen auf periodische Beitrage und Leistungen verjéhren nach fiinf, andere nach zehn Jahren.

> Forderungen auf Freiziigigkeitsleistungen verjahren, wenn der Versicherte das 75. Altersjahr vollendet hat oder
hatte.

11. Teil Steuern

Art. 41 Vorsorgeeinrichtungen

Die mit Rechtspersonlichkeit ausgestatteten Vorsorgeeinrichtungen des privaten und offentlichen Rechts sind,
soweit ihre Einklnfte und Vermdgenswerte ausschliesslich der beruflichen Vorsorge dienen, von den direkten
Steuern des Bundes, der Kantone und der Gemeinden und von Erbschafts- und Schenkungssteuern der Kantone
und Gemeinden befreit.

Art. 42 Abzug der Beitrage wie bisher

Art. 43 Uberobligatorische Leistungen

1 Art. 41 und 42 gelten vorbehaltlich Abs. 2 und 3 auch fiir Leistungen und Beitrége, die Uber die Mindestleistungen
geméss diesem Gesetz hinausgehen. Dies gilt namentlich auch fir Erweiterungen des Begiinstigtenkreises ge-

mass Art. 14,

2. Der massgebende Jahreslohn geméss Art. 11 darf den 30-fachen Betrag der maximalen AHV Altersrente nicht
uberschreiten.

3. Die Beitrage zur Bildung von Altersgutschriften (Art. 17 lit. b) diirfen hichstens 25% des massgebenden Jahres-
lohnes betragen.
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12. Teil Ubergangs- / Schlussbestimmungen
Art. 44 Offentlichrechtliche Vorsorgeeinrichtungen

Der Bundesrat umschreibt Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, unter denen Vorsorgeeinrichtungen von
Kantonen und Gemeinden vom Grundsatz der Kapitaldeckung abweichen kdnnen.

Art. 45 Garantie der erworbenen Rechte

" Fir Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenrenten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes laufen, gilt
weiterhin das bisherige Recht.

> Dieses Gesetz greift nicht in die vor seinem Inkrafttreten von den Versicherten erworbenen Freizligigkeitsleis-
tungen ein.

Art. 46 Vollzug

Bestehende Reglemente sind innerhalb von finf Jahren diesem Gesetz anzupassen. Ihm widersprechende Be-
stimmungen sind nach Ablauf dieser Frist ungdiltig.

Anderung von Bundeserlassen

1. Obligationenrecht

Art. 331

2. Zivilgesetzbuch

Art. 89 bis

3. Freizuigigkeitsgesetz

12



	1. Die Vorsorgeeinrichtungen sind in der reglementarischen Gestaltung der Leistungen, die über die Minimalanforderungen dieses Gesetzes hinausgehen, und deren Finanzierung frei.
	2. Auf Vorsorgeeinrichtungen, die ausschliesslich Arbeitnehmer versichern, die für die Mindestleistungen in einer anderen Vorsorgeeinrichtung versichert sind, sind die Art. 6 Abs.4, 9-14 und 16-17 nicht anwendbar.

